
Aktenzeichen: 7 AZR 670/94 
Bundesarbeitsgericht 7. Senat

I. Arbeitsgericht Hamburg
II. Landesarbeitsgericht Hamburg

Urteil vom 15. Februar 1995
- 7 AZR 670/94 -
Urteil vom 15. Juni 1993
- 25 Ca 21/93 -
Urteil vom 22. März 1994
- 6 Sa 88/93 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Lohnfortzahlung für Teilnahme eines Betriebsratsmitglieds an 
einer Schulungsveranstaltung

Gesetz:
BetrVG 1972 § 37 Abs. 6

Leitsatz:
Die Teilnahme eines Betriebsratsmitglieds an einer Schulungs­
veranstaltung "Schriftliche Kommunikation im Betrieb" ist nur 
dann als erforderlich im Sinne von § 37 Abs. 6 BetrVG anzuse­
hen, wenn dargelegt wird, warum der Betriebsrat seine gesetz­
lichen Aufgaben ohne eine solche Schulung gerade des entsand­
ten Betriebsratsmitglieds nicht sachgerecht wahrnehmen kann.
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7 AZR 670/94 
6 Sa 88/93 Hamburg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
15. Februar 1995 Urteil
Siegel,
Amtsinspektorinals Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 15. Februar 1995 durch den

-  2 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Weller, den Richter 
Prof. Dr. Steckhan und die Richterin Schmidt sowie die eh­
renamtlichen Richter Ruppert und Straub für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamburg vom 22. März 1994 - 6 Sa 88/93 - wird auf deren Kosten zurückgewie­
sen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die klagende Gewerkschaft macht aus abgetretenem Recht Ver­
gütungsfortzahlungsansprüche zweier Betriebsratsmitglieder für 
einen Zeitraum geltend, in dem diese an einer von der Klägerin 
durchgeführten Bildungsveranstaltung teilgenommen haben.

Die Beklagte ist ein Großunternehmen der Elektroindustrie.
Am 19. März 1992 beschloß der Betriebsrat ihrer Hamburger Zweig­
niederlassung die Teilnahme seiner beiden Mitglieder Birgit 
S und Rüdiger S an einem Bildungsseminar zum
Thema "Schriftliche Kommunikation im Betrieb" in der Zeit vom 6. 
bis zum 10. April 1992 in H und teilte dies der Beklagten
mit. Die Beklagte erwiderte, sie sei hiermit nicht einverstanden; 
der Betriebsrat hielt jedoch an seinem Beschluß fest. Die beiden 
entsandten Betriebsratsmitglieder gehörten - ebenso wie zwei wei­
tere Betriebsratsmitglieder - der Redaktion der Betriebszeitung 
"S
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Der Themen- und Ablaufplan der Veranstaltung hatte folgenden 
Inhalt:

"Die Bedeutung von Betriebszeitungen, die vom Ar­
beitgeber oder Arbeitnehmern herausgegeben wer­
den, als Mittel der schriftlichen Kommunikation 
im Betrieb wird diskutiert.
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollen ihre 
Bedeutung für die betriebliche Kultur erkennen. 
Die Rolle von Flugblättern und Zeitungen bei der 
Durchsetzung unterschiedlicher Interessen im Be­
trieb soll verdeutlicht werden. Die Fähigkeiten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer, selbst die 
schriftliche Kommunikation zu gestalten, soll er­
weitert werden."

Ablauf:
1. Tag: "Die Rolle der schriftlichen Kommunikati­

on im Betrieb bei der Wahrnehmung von Ar­
beitnehmer- und Kapital-Interessen" 
Vortrag und Diskussion in Kleingruppen

2. Tag: "Die rechtlichen Bedingungen schriftli­
cher Informationen im Betrieb"
Vortrag und Diskussion in Kleingruppen

3. Tag: "Gestalterische Anforderungen an eine
qualifizierte Informationspolitik"
- Unsere Sprache: Herrschaftsinstrument 
oder Kommunikationsmittel?"

Erarbeitung von Thesen in Arbeitsgruppen
4. Tag: "Übungen: Pressemitteilungen, Flugblät­

ter, Artikel"
Diskussion

5. Tag: "Übungen: Layout und graphische Gestal­
tung von Betriebs-Zeitungen und Flugblät­
tern"
- Diskussion von Beispielen
- Seminarkritik"

/ Außerdem wurden die Seminarinhalte wie folgt angegeben:

- Die rechtlichen Bedingungen schriftlicher Informatio­
nen in der Arbeit des Betriebsrats (§ 34 BetrVG)

- Geheimhaltungspflicht und Öffentlichkeitsanspruch in 
der BR Arbeit (§ 79 BetrVG)
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- Beispiele für schriftliche Informationsweitergabe an 
die Belegschaft

- Stellenwert der Unternehmenszeitungen für die BR In­
formationspolitik

- Inhaltliche und technische Aspekte schriftlicher BR 
Informationen

- Gestalterische Anforderungen an eine qualifizierte In­
formationspolitik

Die Beklagte verweigerte den genannten Betriebsratsmitglie­
dern die Zahlung des Entgelts für den SeminarZeitraum. Diese tra­
ten ihre diesbezüglichen - rechnerisch unstreitigen - Ansprüche 
an die Klägerin ab.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, bei dem Seminar 
habe es sich um eine erforderliche Bildungsveranstaltung i. S. 
des § 37 Abs. 6 BetrVG gehandelt. Es sei eine Aufgabe des Be­
triebsrats, schriftliche Informationen an die Belegschaft und Be­
triebszeitungen herauszugeben. Auch mache die erfolgte Aufteilung 
der Unternehmensorganisation der Beklagten in verschiedene Berei­
che in erhöhtem Maße die schriftliche Kommunikation mit der Be­
legschaft erforderlich. Komplizierte Sachverhalte müßten der Be­
legschaft schriftlich vermittelt werden. Da es gerade hier Defi­
zite in der Arbeit des Betriebsrats gegeben habe, seien die bei­
den Betriebsratsmitglieder entsandt worden, die nicht über die 
bei der Veranstaltung vermittelten Kenntnisse verfügt hätten, um 
einen Mindeststandard an Professionalität über schriftliche Kom-
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Die Klägerin hat beantragt.
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die Beklagte zu verurteilen, an sie 2.169,90 DM 
brutto nebst 4 % Zinsen auf den sich daraus erge­benden Nettobetrag seit dem 10. Juli 1992 zu zah­
len.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Ansicht vertreten, die Fortzahlung der Vergütung zu Recht 
verweigert zu haben. Das Seminar sei keine Schulungs- und Bil­
dungsveranstaltung im Sinne des § 37 Abs. 6 BetrVG gewesen. Es 
fehle an der Erforderlichkeit und Betriebsbezogenheit der Schu­
lung. Die Herausgabe von Betriebszeitungen sei keine Aufgabe des 
Betriebsrats. Die Veranstaltung habe rein gewerkschaftlichen 
Zielsetzungen gedient, da die entsandten Betriebsratsmitglieder 
Redakteure der gewerkschaftlichen Betriebszeitung "S

t»

seien. Sie hätten im übrigen bereits über ausreichende Kenntnisse 
hinsichtlich des Seminarinhalts verfügt. Die Klägerin habe auch 
nicht darlegen können, welche Defizite sich in der praktischen 
Arbeit des Betriebsrats gezeigt hätten, die durch die Teilnahme 
der entsandten Betriebsratsmitglieder hätten behoben werden müs­
sen. Außerdem hätten die Schulungsinhalte keine fünftägige Veran­
staltung erforderlich gemacht.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat auf die Berufung der Beklagten das erstinstanz­
liche Urteil abgeändert und die Klage abgewiesen. Mit der vom 
Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision begehrt die Klägerin
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die Aufhebung der Entscheidung des Landesarbeitsgerichts und Wie­
derherstellung des erstinstanzlichen Urteils. Die Beklagte bean­
tragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g . s  g r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet, denn das Landesarbeitsgericht 
hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der Klägerin stehen die gel­
tend gemachten VergütungsfortZahlungsansprüche nicht zu, weil die 
zu der Schulungsveranstaltung entsandten Betriebsratsmitglieder 
keinen Anspruch auf Fortzahlung ihrer Vergütung gegen die Beklag­
te nach § 37 Abs. 6 in Verb, mit Abs. 2 BetrVG hatten, den sie an 
die Klägerin hätten abtreten können.

1. Nach § 37 Abs. 6 in Verb, mit Abs. 2 BetrVG sind Betriebs­
ratsmitglieder von ihrer beruflichen Tätigkeit ohne Minderung des 
Arbeitsentgelts für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsver­
anstaltungen zu befreien, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die 
für die Arbeit des Betriebsrats erforderlich sind. Das Landesar­
beitsgericht hat im Ergebnis zutreffend erkannt, daß die gesetz­
liche Voraussetzung der Erforderlichkeit im Entscheidungsfalle 
nicht erfüllt ist. Der Begründung des Landesarbeitsgerichts kann 
sich der Senat jedoch nur teilweise anschließen.

a) Zwar hat das Landesarbeitsgericht seiner Beurteilung der Er­
forderlichkeit zutreffend die ständige Rechtsprechung des Bundes­
arbeitsgerichts zugrunde gelegt. Danach ist die Vermittlung von 
Kenntnissen und Fähigkeiten nur dann für die Betriebsratsarbeit
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erforderlich, wenn der Betriebsrat sie unter Berücksichtigung der 
konkreten betrieblichen Situation benötigt, um seine derzeitigen 
oder demnächst anfallenden Aufgaben sachgerecht wahrnehmen zu 
können. Kenntnisse, die für die Betriebsratsarbeit nur verwertbar 
und nützlich sind, erfüllen diese Voraussetzungen nicht (vgl. BAG 
Beschluß vom 14. September 1994 - 7 ABR 27/94 - NZA 1995, 381;
BAG Beschluß vom 20. Oktober 1993 - 7 ABR 14/93 - AP Nr. 91 zu 
§ 37 BetrVG 1972; BAG Urteil vom 16. März 1988 - 7 AZR 557/87 - 
AP Nr. 63 zu § 37 BetrVG 1972). Für die Frage, ob eine sachge­
rechte Wahrnehmung der Betriebsratsaufgaben die Schulung gerade 
des zu der Schulungsveranstaltung entsandten Betriebsratsmit­
glieds erforderlich macht, ist darauf abzustellen, ob nach den 
aktuellen Verhältnissen des einzelnen Betriebes Fragen anstehen 
oder in absehbarer Zukunft anstehen werden, die der Beteiligung 
des Betriebsrats unterliegen und für die im Hinblick auf den Wis­
sensstand des Betriebsrats und unter Berücksichtigung der Aufga­
benverteilung im Betriebsrat eine Schulung gerade dieses Be­
triebsratsmitglieds geboten erscheint (vgl. BAG Beschluß vom 
7. Juni 1989, BAGE 62, 74 = AP Nr. 67 zu § 37 BetrVG 1972, 
m.w»N.).

Bei seiner Beschlußfassung hat der Betriebsrat die Frage der 
Erforderlichkeit nicht nach seinem subjektiven Ermessen zu beant­
worten. Vielmehr muß er sich auf den Standpunkt eines vernünfti­
gen Dritten stellen, der die Interessen des Betriebs einerseits, 
des Betriebsrats und der Arbeitnehmerschaft andererseits gegen­
einander abwägt. Entscheidend ist dabei der Zeitpunkt der Be­
schlußfassung des Betriebsrats; unerheblich ist, ob aus späterer
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Sicht rückblickend betrachtet die Teilnahme an der Schulungsver­
anstaltung im streng objektiven Sinn erforderlich war. Die ge­
richtliche Kontrolle muß sich darauf beschränken, ob ein vernünf­
tiger Dritter unter den im Zeitpunkt der Beschlußfassung gegebe­
nen Umständen ebenfalls eine derartige Entscheidung getroffen 
hätte (ständige Rechtsprechung, vgl. BAG Beschluß vom 20. Oktober 
1993 - 7 ABR 14/93 - AP Nr. 91 zu § 37 BetrVG 1972, zu II 2 b der 
Gründe, m.w.N.).

b) Die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts zur Anwendung 
dieser Grundsätze auf den Entscheidungsfall sind dem Senat zu 
allgemein und berücksichtigen zu wenig die konkreten Verhältnisse 
der vorliegenden Fallgestaltung. Das Landesarbeitsgericht hat in­
soweit im wesentlichen ausgeführt, die auf der Schulungsveran­
staltung vermittelten Kenntnisse schriftlicher Kommunikations­
techniken seien zwar als für die Betriebsratsarbeit sinnvoll und 
wünschenswert, nicht aber als erforderlich anzusehen. Die Thema­
tik der vorliegenden Schulungsveranstaltung sei insofern insbe­
sondere mit Schulungen zur Verbesserung von Sprech- und Argumen­
tationstechniken vergleichbar, deren Erforderlichkeit der erken­
nende Senat in seinem Beschluß vom 20. Oktober 1993 (aaO) eben­
falls verneint habe.

Mit dieser Würdigung hat das Landesarbeitsgericht zum einen 
der angeführten Senatsentscheidung vom 20. Oktober 1993 eine Be­
wertung entnommen, die der Senat so nicht hatte treffen wollen.
In dieser Entscheidung hatte der Senat die Würdigung des Be­
schwerdegerichts als rechtsfehlerfrei angesehen, die Teilnahme 
eines Betriebsratsmitglieds an einer Schulungsveranstaltung
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"Sprechwirksamkeit - ich als Interessenvertreter in Rede und Ge­
spräch" sei nicht im Sinne von § 37 Abs. 6, § 40 Abs. 1 BetrVG

\\erforderlich gewesen, weil es an einer ausreichenden Darlegung 
gefehlt habe, warum eine solche Schulung angesichts der konkreten 
betrieblichen .Verhältnisse für die Betriebsratsarbeit notwendig 
gewesen sei. Auch die weiteren Ausführungen des Senats in jener 
Entscheidung stehen unter dieser Prämisse einer nicht ausreichen­
den Darlegung der Erforderlichkeit im konkreten Einzelfall. So­
weit jene Senatsentscheidung dennoch dahin verstanden werden 
könnte, der Senat halte die Erforderlichkeit einer Vermittlung 
von rhetorischen Fähigkeiten grundsätzlich für ausgeschlossen, 
hält der Senat hieran nicht fest. Sind vielmehr, was im Einzel­
fall darzulegen ist, die Verhältnisse im Betrieb und im Betriebs­
rat so gelagert, daß der Betriebsrat seine gesetzlichen Aufgaben 
nur dann sachgerecht erfüllen kann, wenn die rhetorischen Fähig­
keiten bestimmter Betriebsratsmitglieder durch Teilnahme an einer 
hierfür geeigneten Schulungsveranstaltung verbessert werden, so 
kann auch die Entsendung dieser Betriebsratsmitglieder zu einer 
Rhetorikschulung im Sinne von § 37 Abs. 6 BetrVG erforderlich 
sein. Zu denken ist etwa an Schulungsveranstaltungen über Diskus­
sionsleitung für Betriebsratsvorsitzende und ihre Stellvertreter.

Zum anderen können, worauf die Rechtsbeschwerde Zutreffend 
hinweist, die in der vorliegenden Schulungsveranstaltung vermit­
telten Kenntnisse über schriftliche Kommunikationstechniken nichti
ohne weiteres mit einer Schulung zur Verbesserung rhetorischer 
Fähigkeiten verglichen werden. Die schriftliche Kommunikation mit 
dem Arbeitgeber gehört schon nach dem Gesetz in zahlreichen Fäl­
len (vgl. z.B. § 99 Abs. 3 Satz 1, § 102 Abs. 2 Satz 1 BetrVG) zu
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den Aufgaben des Betriebsrats. Im übrigen entscheidet der Be­
triebsrat nach eigenem pflichtgemäßen Ermessen, inwieweit er eine 
schriftliche Kommunikation mit dem Arbeitgeber für sinnvoll hält. 
Auch die Information der Belegschaft gehört zu den Aufgaben des 
Betriebsrats (BAG Urteil vom 21. November 1978 - 6 ABR 85/76 - AP 
Nr. 15 zu § 40 BetrVG 1972). Auch hier hat der Betriebsrat beim 
Auftreten eines Informationsbedürfnisses jeweils anhand der aktu­
ellen betrieblichen Verhältnisse und insbesondere der Wichtigkeit 
und Dringlichkeit der zu vermittelnden Informationen sowie unter 
Abwägung der Kostenbelastung des Arbeitgebers zu entscheiden, ob 
eine schriftliche Information der Arbeitnehmer erforderlich er­
scheint (zu einer Fragebogenaktion der Jugendvertretung vgl. be­
reits BAG Beschluß vom 8. Februar 1977 - 1 ABR 82/74 - AP Nr..10 
zu § 80 BetrVG 1972). Ergeben mithin, was im Streitfälle der Dar­
legung bedarf, die betrieblichen Verhältnisse aus aktuellem Anlaß 
ein hinreichendes Bedürfnis des Betriebsrats nach umfassenden 
Kenntnissen in schriftlichen Kommunikationstechniken und sind 
diese Kenntnisse bisher im Betriebsrat im erforderlichen Umfang 
nicht vorhanden, so kann daher auch eine Schulung zu dieser The­
matik im Sinne des § 37 Abs. 6 BetrVG erforderlich sein.

2. Im Entscheidungsfalle stellt sich die Entscheidung des Lan­
desarbeitsgerichts dennoch im Ergebnis als richtig dar, denn aus 
dem Klagevortrag ergibt sich nicht, warum es für eine sachgemäße 
Wahrnehmung der Betriebsratsaufgaben erforderlich gewesen sei, 
die Betriebsratsmitglieder S und S zu der Schu­
lungsveranstaltung in H zu entsenden. Es fehlt bereits
jede Darlegung der Klägerin, welche Betriebsratsaufgaben, zu 
deren Wahrnehmung die auf der Schulungsveranstaltung vermittelten
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Kenntnisse benötigt wurden, zur Erledigung anstanden und weshalb 
sie ohne diese Kenntnisse nicht sachgerecht hätten erfüllt werden 
können. Daß es sich dabei nicht um die Herausgabe einer Betriebs­
zeitung oder ähnlicher periodisch erscheinender1 Informationsblät­
ter des Betriebsrats handeln kann, ergibt sich schon daraus, daß 
- wie bereits erwähnt - die schriftliche Information der Beleg­
schaft jeweils einen aktuellen betriebsbezogenen Anlaß voraus­
setzt. Vor allem aber fehlt jegliche Darlegung, weshalb gerade 
die beiden zu der Schulungsveranstaltung entsandten Betriebsrats­
mitglieder einer Unterweisung in schriftlichen Kommunikations­
techniken bedurft haben sollten. Unstreitig waren beide Betriebs­
ratsmitglieder Redakteure der durchaus professionell gestalteten 
Zeitung der "S ". Insgesamt fehlt jeder Anhaltspunkt
für die Erforderlichkeit einer Schulungsteilnahme dieser Be- 
triebsratsmitglieder, so daß sich das klageabweisende Berufungs­
urteil im Ergebnis als richtig erweist.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Weller Schmidt Steckhan
Ruppert Straub
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